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Das NeUue Grundgesetz
des griechischen orthodoxen Patriarchat: VOo  b Jerusalem

VO:  -

Hıeronymus Engberding OSB

Juni 1958 veröffentlichte das »Amtsblatt«* der jordanıschen Re-
gierung eine ygesetzliche Regelung des griechischen orthodoxen Patrı-
archats«, welche Dezember des gleichen Jahres Kraft trat und
welche die »Regelung VO Müärz 1875 und alle palästinensischen
Verbesserungen, welche azu eingeführt wurden,« außer rait Diese
estimmung des stellt sofort die Bedeutung dieser gesetzlichen
Regelung heraus. Wır glauben deswegen, CS uNnseren Lesern schuldig
se1In, S1e darüber eingehender unterrichten?.

Der geschichtliche Rahmen
Natıon, Nationalıtätsbewußtsein, Kampf für die Rechte der eigenen

Nation das Ssind heute mehr enn Je die Kennzeıichen der geistigen
Sıtuation der er des Nahen Ostens. Das gilt nıcht 1Ur für den Bereich
der 0  Ik ne1n, auch kirchlichen Raum melden sich diese Erdstöße

Darum konnte nıemand wunder nehmen, daß mi1t dem Ableben des
griechischen orthodoxen Patrıarchen von Jerusalem Timotheus
31 Dezember 1955 die altbekannten Spannungen zwischen der griechischen
Führerschicht und dem zahlenmäßig weıt überlegenen arabıischen Be-
völkerungsanteıl von Ausbruch amen?.

Kast dramatiısch folgten sich die Ereignisse*: Am Januar 1956 Wahl des
locum tenens; die jordaniısche Regierung bestätigt diese umgehend;

Februar lädt der locum tenens die arabısche Gemeinde ein, die
ertreter benennen, welche der Wahl des Patriarchen teilnehmen
sollen ; die Wahl selbst WIT': auf den Februar 1956 anberaumt.

Anfang Februar des gleichen Jahres reicht indessen eine Abordnung der
arabıischen Gemeinde be1 der jordanıschen Regierung eine Denkschriuft
e1in, welche Forderungen der orthodoxen Araber Ausdruck ringt

ı Nr 1385; französısche Übersetzung des amtliıchen Lextes durch Ra1,
Basılıaner VOIl Aleppo, PrOrChr (1958) 7—26

* Vgl die die gENANNTE Übersetzung sich aNsSC.  eidende eurteilung der
uen gesetzliıchen Regelung d. d 6—472

Einige statistische Angaben die Zahl der Gläubigen ist amtlıch nıcht ekannt-
gegeben. Griechische Ww1IEe arabische Schätzungen SÖ 000 bis 100 000;
wahrscheinlic ist die Zahl aber och geringer (etwa 60 000) Die griechische
Zeıtung Ethnos bezifferte 1957 die Zahl der Griechen auf 500; andere wollen
500 Wa.  en. Vgl PrOrChr (1957) 165 und (1956) 262

* Veol die Berichte iın PrOÖrChr (1956) 79—83; (1957)
89—093; G (1958) /8—8380; 175
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und Verschiebung des Wahltermins bıttet. Dementsprechend wird
unter dem I} Februar 1956 durch Erlaß der Regierung der Wahltermin
bıs einer Regelung verschoben. Zu Jerusalem, Ramallah, Jericho,
Amman und anderwärts finden Versammlungen der orthodoxen Araber
S  9 Ja, als deren öhepunkt wıird Maärz 1956 Jerusalem
der vierte Kongreß der arabıiıschen orthodoxen Gemeinde abgehalten.
Darauf hın schlägt dıie jordanısche Regierung dem Patrıarchat ein
Grundgesetz VOTLT.

'Irotzdem ergeht Junı 1956 en Erla{fß des Innenministers mMI1t der
Erlaubnis ZUT OTN:! der Wahl des Patrijarchen. Darauf hın wieder
Erregung in der arabıschen Gemeinde. Infolgedessen 1956 erneute
Zurücknahme d  .  e Erlaubnıs ZUTF Vornahme der Wahl; Einsetzung einer
gemischten Kommuission ZUT Prüfung der strıttigen

Nun schaltet sıch dıie Regierung Griechenlands e1in. Daraufhın wıird
ugus 1956 ZU drıtten die Erlaubnis Z Vornahme der Wahl

gegeben und diese auf den September angesetzt. Eın charfer
Protest des arabischen Komuitees urchkreuzt indessen diese Absıchten.

Dennoch erfolgt September 1956 EerNeEuUt die Erlaubnis ZUT Vor-
ahme der Wahl 6S 1sSt dıe vierte Erlaubnis, und S1e erfolgt dieses Mal
AIr den Ministerpräsidenten selbst als Jag der Wahl WILr der

Oktober benannt.
Jetzt wenden sich die orthodoxen Araber den en Gerichtshof

und erreichen einen vorläufigen Entscheid, welcher dıe Erlaubnis des
Ministerpräsiıdenten auf hebt, bıs die Rechtslage geklä 1st.

Unterdessen g1bt der Miınisterrat Dezember 1956 die (fünfte)
Erlaubnis ZUT Vornahme der Wahl; diese soll Zr Januar 1957 STAatt-
finden Daraufhın versammelt siıch ı} Januar 1957 das arabıische
orthodoxe Exekutivkomitee Jericho und beschließt, der Wahl sich
nıcht beteiligen ; obendreıin empfiehlt den Gläubigen, sıch benfalls

enthalten und den Neugewählten nıcht anzuerkennen, solange den
arabischen Forderungen nıcht Genüge geschehen sel1. Freilich Tklärt der
Vorsitzende des omıtees wenige Tage spater, S1Ee wollten aus Respekt VOT

der Regierung die nıcht mehr hintertreiben ; jedoch bäten S1e alle
arabischen Priester, sıch nıcht der Wahl beteiligen, da der Hohe
Gerichtshofdie alte gesetzliche Regelung als vobskur und veraltet« bezeichnet
habe; S1e mache A4Uus den Arabern 11UT Zuschauer, eine wahrhaft Beteiligten.

So findet 10888  - Z Januar dıe Stufe der Wahl, die Aufstellung
der Liste der Wählbaren, ntgegen den Weisungen des Exekutiv-
komitees nehmen arabısche Priester als Wahlmänner daran teıl (im SaANZCH

45 Wahlmänner). Kandıdaten werden benannt und auch UuInl-

gehend bıs auf den Metropolhten Isıdoros vVvon Nazareth von der
Regierung gebilligt AÄAus den restlıchen NCUN wird Januar Von den-
selben 45 Wahlmännern der Dreiervorschlag zusammengestellt, AaUus welchen
dıe Mitglieder der Hl Synode och gleichen Jag den Metropolıten
Benediktos mM1t Stimmen wählen.

Q
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Nun zeigt siıch eine auffallende Parallele der Ereignisse: gleichen
Dezember 1956, welchem die entscheidende Erlaubnis T Vornahme

der erteilt wurde, NnıMmMtT der jordanısche Ministerrat das Projekt
einer gesetzlichen Regelung für das orthodoxe Patrıarchat Jerusalem und
überweilst dem Parlament Z Beratung. Dieses Parlament führt diese
Beratung gleichen Januar 1957 durch, welchem der CUu«c Patrıiarch
gewählt WIT': Es scheint diese Parallele von der Regierung beabsichtigt
SCWCSCH sein ; denn die Araber hatten den Schlachtruf ertonen lassen:
vst Grundgesetz, annn Wahl; dıe Griechen demgegenüber: rst Wahl,
annn Grundgesetz. Nun sucht die Regierung durch den Mittelweg beide
Parteien zufriedenzustellen.

Indessen och nıcht MI1t durchschlagendem Erfolg Zwar bıllıgt der
Jordanische Senat Februar 1957 das Projekt der gesetzliıchen
Regelung; aber der CUu«c Patrıarch protestiert bereı1ts Tage ach seilner
Wahl 1n einem ausführliıchen Telegramm Köni1g Husseın die
Vorlage und reicht einen Gegenvorschlag e1In. Darauf hın Schweigen, das
ungefähr ein SADNZCS Jahr andauert.

Krst Februar 1958 wırd ekannt, die JjJordanısche Regierung
die gesetzlıche Regelung U“on 195/ zurückgezogen und erneut einer Kommission
ZUT Prüfung überwiesen habe

Diese Nachricht ruft großes Erstaunen be1 den Führern der arabıschen
Gemeinde hervor. Am Februar 1958 versammelt sıch das Exekutiv-
komıitee 1n Jericho und erklärt: »DiIie gesetzlıche Regelung, welche VO
Parlament gebilligt worden 1St und die einzelnen Stufen, welche die Ver-
fassung vorschreıbt, durchlaufen hat, stellt das Mınımum der orderungen
der arabischen Gemeinde dar Jeder Versuch einer Abänderung dieser
Regelung der der Ausarbeıitung einer Regelung kann 11UT grobße
Verwunderung auslösen«; und einige Tage später: » DIie Ausarbeıitung der

Regelung ist ohne Wiıissen der arabischen Gemeinde erfolgt S1ie
stellt eine Einschränkung ihrer Rechte dar, welche vielleicht och dıe der
Mandatsregierung überste1igt.« König uUussein wIırd ein entsprechendes
Telegramm gesandt.

I rotz em wird bereıits Maärz amtlıch bekanntgegeben, da{
die CHurc Regelung dem Parlament älde zugehen werde. Gleichzeitig
verwahrt siıch die Regierung dagegen, die C Regelung schon egen-
stand der Angrıffe sel, bevor das Parlament die Erörterung begonnen habe

In der lat wird Maärz 1958 das CUu«c Grundgesetz dem Parlament
zugeleıtet und 21 Maı 1958 beraten und och gleichen lag e1n-
stiımm1g ANSCHNOMINCH. So kann bereıts Junı 1958 die Veröffentlichung

tlıchen Anzeı1iger erfolgen, WwI1IeE oben schon erwähnt

Vergleichende Untersuchung der wichtigsten Punkte
Dıie Ouellen

AÄngesichts dieser Tatsachen Jegt s sich von selbst nahe, dıe Fassung Von
1958 mıit der vVvVonl 1957 vergleichen und die Unterschiede herauszuheben.
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Dieser Vorgang erhält aber erst dann seinen wahren ReIiZz, WE 111a auch
die Dokumente A4Uus früherer Zeıt mit heranzıeht. Darunter verstehen WIr
sowohl dıie früheren gesetzlıchen Regelungen wIe auch dıe Ergänzungen azu
WI1Ie auch die Versuche gesetzliıchen Regelungen, die jedoch nıcht
1n TaIit traten, WIeE auch dıe auf Kongressen oder formuherten
Forderungen der orthodoxen Araber. Denn die Spannungen zwischen den
orthodoxen Eiınheimischen und der griechischen Führerschicht datiıeren
nıcht erst von heute der geESLEN.

Das zeigt schon folgende Überlegung‘: Erst M1t Begınn der T1ürken-
herrschaft ({516) vermochte das ökumenische Patriarchat seinen Einfluß
breit machen: Griechen bemächtigten siıch aller Schlüsselstellungen 1im
Patrıarchat und 1in der kiırchlichen Verwaltung; dıe iınheimıschen wurden
verdrängt; der Patrıarch s1edelte ach Konstantinopel über; die
Einkünfte wurden verwandt, als selen sS1IE 11UT für die Griechen da
Da die türkısche Regierung dem Einfluß des ökumeniıschen Patriarchats
die Griechen schützte, konnten sıch die Araber nıcht wehren.

Das Grundgesetz Von 1875
Um die Muiıtte des Jh kam 65 einem ersten Versuch, diese Vor-

herrschaft des Griechentums brechen on seIt längerer Zeit veriolgte
die russische Regierung das Zıel, 1mM vorderen Orilent größeren politischen
Einfl bekommen?. In ygeheimer Sendung« Wr 1843 der berühmte
Archimandrit Porphyri) Uspensk1) »als Pılger« in Jerusalem eingetroffen
und hatte sıch Ort und Stelle WIE auch 1n Konstantinopel ber dıie Lage
der orthodoxen Kırche unterrichtet. Als Ergebnis überreichte

D Vgl für das orthodoxe Patrıarchat Antiochijen die Spannungen bei der Wahl des
Patrıarchen Mieletios 1mM Te 1898; ferner das Grundgesetz des orthodoxen Patrı-
archats Antıochien, 1900 arabısch ausgearbeıtet, aber erst 1906 veröffentlicht, und
ZWi 1n russischer Sprache 1in den Miıtteilungen der kRaiserlichen orthodoxen russıschen
Gesellschaft Paldstınas 17 (1906) 23-—42; französisch 1n OS d’Orient (1906)
8—8 9 6—4 Vgl ferner die Spaltung be1 der Wahl des Patriarchen Alexandros
ahan WwI1e auch die voraufgegangene edisvakanz VO  e} 1928 —31; vgl ferner PrOÖrChr

(1958) und Joseph Hay))Jjar, Hıerarchie et [aıcat Aans Ie Patrıarcat Orthodoxe
d’Antioche PrOrChr (1954) D —mA und Joseph Haj)Jjar, Le Gongres general du
Patrıiarcat orthodoxe d’Antioche PrOÖrChr (1956) 8 —43

6 Vgl die einschlägıgen Darstellungen der allgemeinen Geschichte des orthodoxen
Patriarchats Von Jerusalem wI1e etwa Erzbischof eladıon, Das Patrıarchat Wn

Ferusalem Fr. Sıiıegmund-Schultze, es1a 10 e1pZ1g Attwater,
IT’he Chrıstian UrcCchAhes of the East, Urches NOL ın COMMUNLON nth Rome
Milwaukee X 1 LumxöoTmTovlAoc-Kepaleug, loTtTopim TNG EXKAÄNTLAG ' 1E0000X0LGV
(Jerusalem Korolevsky ‚yrille Charon, Hıstoire des Patrıarcats
eLlRıtes (Rom-—Parıs—Leipzig Janın, Les Eglıses Orıentales el les Rıtes
Orzentaux islang agen okolow, Ferusalımskaja zerRov] Pravoslavnaja
Bogoslovnaja Enzıklopedija Ö, 263—418 Musset, Hıstoirre du Chrıistianısme,
specıalement Orient Bde (Harıssa

Igor Smolitsch, Zur Geschichte der Bezıehungen zwıschen der Russıschen
Kırche und dem Orthodoxen Osten Die russische kirchliche Mıiıssıon Jerusalem
(1847—1914) Ostkirchliche tudien (1956) 32—51; 89 —13

0*
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Oktober 18  S dem russischen Botschafter 1L1ıtow Konstantinopel eine
Denkschriıft polozenı) zerusalımsko) cerku (Über die Lage der IC
erusalem). Hıer hob Uspensk1) VoOT allem dıie Pannung zwıischen der
griechischen und der arabıschen Geistlichkeit hervor; die Griechen estünden
mit großer Gleichgültigkeit den relıg1ıösen Nöten der arabıschen orthodoxen
Bevölkerung gegenüber; die Araber befänden sıch geistigen Rückstand
Uspensk:ı1) schlug VOTI, der Patriarch Von Jerusalem, der se1it egınn der
Herrschaft der 'LTürken (1516) Konstantıinopel residierte und völlıg unter
den1n des Phanar geraten Wal, sSo wıieder seinen ständıgen Aufenthalt

Jerusalem nehmen und damıt die Möglıchkeıit gewinnen, sıch der Ver-
waltung der ICund der orge für die Gläubigen unmıittelbar wıdmen.
Dem arabıschen Klerus solle auch der Zugang ZUT rchimandrıten- und
Bıschofswürde offenstehen. Die errichtende russische Miıssıon solle sıch
dıe besondere Pflege der geistlıchen und kulturellen Interessen der ortho-
doxen arabischen evölkerung angelegen sein lassen, Schulen und Lehrer-
seminare einrichten?. AÄAus den gleichen Beweggründen heraus wußte
Uspensk:ı1) auch den Kandıdaten des Phanar für die achfolge des

Dezember 18  S verstorbenen Patrıarchen Athanasıos Von Jerusalem
bringen und dafür SOTSCH, diese Wahl erstmals wieder in

Jerusalem tattfand
Miıt diesen Vorschlägen War en Weg aufgezeigt, den INan nıiıcht mehr

1gnorileren konnte, WE 111a wirklıch dem Wohle des orthodoxen Pa-
triarchats vVvon Jerusalem dienen wollte Freıiliıch stellten sıch selner Ver-
wirklichung och Schwierigkeiten ber Schwierigkeiten

Die Gelegenheıit einem erneuten Vorsto{f3 bot die altung des Patrı-
archen Cyrull I1 — bulgarıschen Schisma Als dieser
Haltung Von selner Synode abgesetzt wurde, fühlte sich der arabısche
Volksteil MI1t i1hm und dem bulgarıschen Volk solıdarisch, da siıch
die Araber VOIINn gleichen griechischen Element verfolgt wußten Die Araber
belagerten dıe Mönche der Bruderschaft VO Hl Ta ihrem Kloster
mehrere JTage Zu guterletzt mußlßten die Araber aber nachgeben. Da
indessen der türkısche ultan bdul Azız ein Einschreiten Rufßlands
befürchtete, Heß sıch bewegen, den Arabern gewIisse ugestän  Sse
machen. SO erschıen das Grundgesetz VOIIM Maärz 1875

Die Vorschläge des Patriarchen Hıerotheos (1875)
Der auf der Grundlage dieses (Gesetzes gewählte Patriıarch Hıerotheos

erkannte sehr wohl die Berechtigung der Wünsche und Forderungen des
arabıschen Volksteils Er richtete deswegen Oktober 1875 eiIne

Smolıı:ıtsch A. . 105
Zum Wortlaut des Lextes vgl G. Young, or de droı1t OtlLoOoman Oxford
26 9 griechische bersetzung: apadopulos Kerameus, ‘ lotTopi«

8 —797 und Nea 107 Z (1932) 17—24; englische Übersetzung be1ı Bertram-
Young, Rebport 291 — 2300
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Denkschriuft den Gouverneur voxnl Jerusalem, welcher folgende
Vorschläge machte1®:

Die Aufnahme die Bruderschaft Vom Hl Grabe soll grundsätzlıch
jedermann offenstehen.

Was die Unterweisung des Volkes anbetrifft, soll ein Ausschufß Adus

Mönchspriestern, Priestern VO ande und Laien gebildet werden. Dieser
hat dıe Leıitung der Schulen. Die notwendigen Gelder sollen ıhm ZUT Ver-
fügung stehen. Vorsitzender 1st der Patrıarch. Vom Zuständigkeits-
bereich dieses Ausschusses sind auUSSCHNOMUNCH . DiIie theologıische chule
VO Hl Kreuz und alle wohltätigen Anstalten.

dem Lande soll ein örtlıcher Ausschuß aus Priestern und Laien
die Sorgen für die Dorfschulen tragen.

In den Städten und Dörfern soll ein Ausschuß dıe Aufsıicht ber das
Finanzgebaren führen.

Das für die damalıge Zeıt weıitsichtige Anregungen. Leider ollten
S1e 1Ur Buchstabe bleiben

Die gesetzliche Regelung von 1910
Die auf Hierotheos folgenden Patriarchen Nıkodemos 3-9 und

(Gerasımos 1-9 SOrgten ZWAaT für dıe Schulen und für den Bau Von
Kırchen und Krankenhäusern; aber das genugte den orthodoxen Arabern
nıcht Deswegen benutzten S1e die jJungtürkische Revolution VOll 1908,
sıch von Or verschaffen.

Es wurde en Natıiıonalkomitee Von Gliedern berufen, welches die
Interessen des arabıschen eıls sollte Dieses Komitee verlangte
die Bıldung eines Gemischten Rates, der sıch aQus Laıien und Geistlichen
zusammMeNnNsetizen sollte. Er sollte die Aufgabe en ydıe Kontrolle ber
dıe Zentralverwaltung siıchern und die Gleichheit der Rechte zwischen
den Hagiotaphıten und den Einheimischen herzustellen«11.

Da dieser Vorschlag VO Patrıarchen ungünst1g aufgenommen wurde,
kam heftigen Reaktionen: IiINnan verbot den arabischen Priestern, den
Gottesdienst halten ; INnan hıelt Versammlungen ab  ° beschlagnahmte
Kırchen; INnan wurde 1n den Straßen handgemeın; fAoß Blut Da
wurde Patrıarch Damıianos nachgiebig. Indessen stellte sıch die Hl ynode
dieser Bereıitschaft Z.UII Entgegenkommen und sSetTzte den Patrı-
archen kurzerhand ab Darauf hın or1ff die türkiısche Regierung eın und
ernannte einen Ausschuß, welcher die streiıtenden Parteien wıieder mit-
einander versöhnte und gleichzeıitig der arabischen Gemeinde bedeutsame
Zugeständnisse machte: die ung eines Gemischten Rates1?®. Das WTr

die gesetzliche Regelung Vonl 1910 SIie wurde 1912 och durch weıtere
Artikel ergäanzt.

Französıiısche Zusammenfassung 1n PAOCHE (1956) 54

9—19
Bartas, Entre Grecs el Arabes Ferusalem OS d’Orient 12 (1909)

Darüber 5. untfen 130
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Als ach dem ersten e  1eg Patriarch Damıianos unterlıel3, den
Gemischten Rat wieder einzuberufen, wurden die orthodoxen Araber
nde des Jahres 1921 deswegen beim britischen en Kommissar VOTI-

stellıg Dieser suchte darauf hın den Patriarchen bewegen, den Gemischten
Rat entsprechend der 1910 geschaffenen Rechtslage wieder 1Ns Leben
rufen Der Patriarch sagte ZWAAT grundsätzlich ber angesichts der
ungeordneten Finanzlage des Patrıarchats!3 hätte diese Maßfßnahme Sal
keinen Sınn14.

Während der Hohe Kommissar sıch mM1t diesem eschel1: zufrieden gab
und eine Finanzkommuission einsetzte, welche die Schulden des Patriarchats
regeln sollte, versammelten sıch die orthodoxen Araber iıhrem ersten
Kongreß Haıfa VO bıs 19223 und erhoben U, A, folgende
orderungen

Die Forderungen des ersten Kongresses der orthodoxen Araber
(Haıfa 15.-18 1923)15

7 wel Drittel der Mitglıeder des Gemischten Rates mussen arabische
Laıen sSeInNn und ein Drittel Geistliche. Dieser Gemischte Rat hat ber die
Liegenschaften, die Stiftungen, die Schulen und die Kırchen die gleichen
Rechte WIe der Gemischte KRat Konstantinopel.

Jede Pfarreıi muß iıhren örtlıchen Rat haben, der aus Einheimischen
besteht und Von einem Geistlichen geleitet wiıird.

Es mufß ein Seminar eröfinet werden ZUT Ausbildung der arabıschen
Untertanen.

Keıin Dıakon oder Priester soll ohne Zustimmung des örtlıchen Rates
der Pfarrei, für die geweiht wird, bestellt werden. Diese Person mu{fß
pflichtgemäß das Arabische verstehen. Alle örtlıchen Räte einer Eparchie
nehmen teıil der Wahl des 1SCHOLIS dieser Eparchie Dieser Bischof wird
ach Stimmenmehrheit Der Gemischte Kat mul die Wahl
gen; dem Patriıarchen egt die Bestätigung.

j )Jas Gehalt der arabıischen Priester muß ausreichend sein und ZUT
rechten Zeıt gezahlt werden.

138 Der Patrıarch hatte en des ersten eltkrieges große en aufge-
NOÖOININECNI, die usgaben des Patriarchats bestreiten können. Umgekehrt

dıie frommen Stiftungen 1n gesperrt und die Almosen der Pılger
geringer geworden.

of the Commai1ssıon appointed Dy the Government of Palestine ınquıre and
reDort uDoNn certaıin controversies between the TYENOAdOX Patrıarchate of Ferusalem and
the Yab YENOdOX GCommunıit'y DYy SIr Anton Bertram and Young Oxford

27 Vgl auch of the Commai1ssıon appointed Dy the Government of
Palestine ınquıre ınto the affaırs of the YENOdOX Patrıarchate of Ferusalem Dy the
Commissioners S1r Anton Bertram Harry Charles uke Oxford
Appendix Archimandrit allısto Character and Gomposıtion of the Patrıarchate
f Ferusalem d. A, 4—9

5 Report 1926, Appendix Demands of the aı]a Congress A,
Auszug 1n PrOÖrChr (1956) 56
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Es soll eine Liste der Priester der Bruderschaft VoNn Hl Grabe angelegt
werden. Keıine Person, welche nıcht Araber 1St, soll Priestertum auf-
steigen ohne gung des Gemischten Rates

Jeder Geıistliche, dessen Lebenswandel den kiırchlichen Gresetzen
widerläuft, wırd dem Gemischten Rate angezelgt; und dieser hat ent-
scheiden, ob 11al den Betreffenden dem Gericht überweıisen soll

S  es 1ITC aup (Bischof), welches die arabische Sprache nıcht
versteht, mu{f3ß sofort abgesetzt werden. Das gIlt besonders für den Metro-
polıten von Nazareth, dessen Wahl obendreıin unkanonisch 1st

11 Der Patriarch soll nıcht das CC haben, die Natıon polıtischen,
wirtschaftlıchen der erwaltungsbereich ohne schrıiftliıche Ermächtigung
des Gemischten Rates veritretfen. Er muß be1 seinem Schritt von Zzwel
Mitgliedern dieses Rates begleıtet se1INn.

15 T’ransjordanıen soll das Recht haben, einen arabıschen Metropolıten
wählen

DiIie Metropoliten Von Transjordanıen, Nazareth, Bethlehem, (Jaffa)
und kkon sollen Araber sSe1IN.

Das Executivkomitee soll Mitglieder umfassen: AUus Palästina und
Aus Jordanıien.

Die Forderungen der gemäßigten Gruppe*®
Verschiedenen Mitgliedern des Kongresses Wr nıcht an  5 dafß

gewIlsse Forderungen nıcht dem Geiste der TG  chen Gesetzgebung eNTt-

sprachen. Daher sefzten sıch diese Mitglieder Von der ehrheit aD und
tormulhierten eine eigene Denkschrift 1ikeln Diese befassen sich
VOT allem mi1t den finanziellen Schwier1igkeiten der Verwaltung des Patrı-
archats.

Die Denkschrift des Patriıarchen VO Oktober 192317
Diesen orderungen der arabıschen Gemeinde stellte der Patrıarch dıe

herkömmlıiche Auffassung einer Denkschriuft ber den monastıschen
Charakter der Verwaltung der griechischen orthodoxen Kırche DOoN Ferusalem
gegenüber. Er betonte darın die edeutung der Bruderschaft VO Hl Ta
dıe durch diese Körperschaft bedingte Eıgenart der Kırche Von Jerusalem
lasse eine Parallele mi1t den übrigen orthodoxen Schwesterkirchen ZU ,
arum verbiete sich dıe Teilnahme der Latien der P  en Ver-
waltung auf Grund dieser Wesensstruktur.

Der Bericht der Kommissıon ertram-Young
Da der Hohe Kommissar einsah, die beiden Parteien AaUus sıch n1ıe
einer Einigung gelangen würden, setzte Ar TUAar 1925 eine

CUue Kommission ein ZUT Prüfung aller Fragen, dıie den Zerwürfnissen

16 Report 19206, Appendix Demands of the moderate A, 9—83
17 Report 1926, Appendix Memorandum submaıtted by the Patrıarch . A,

285—9
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geführt hätten; darüber hinaus sollten die Miıttel namhaft gemacht werden,
welche Abhilfe chaffen könnten

Der Patriarch lehnte 6S Auftrag der HI Synode rundweg ab eiNe
we Kegierung siıch dieser Weıse kırchliche Angelegenheıiten
mische; 6S SC1 Sal nıchts äandern oder verbessern; die Kommıssıon
MOSC sofort ihre Arbeıt einstellen

"Irotzdem gelang der Kommiss1ıon, ihre Untersuchungen fruchtbar
durchzuführen In CiINCIN umfangreichen, sachlıchen eric wurden die
orderungen der orthodoxen Araber argelegt Gemischter Rat; örtlıche
Räte; Zulassung ZUT Bruderschaft; Bıschofswahlen ; kirchliche Gerichte;
Änderungen ZUm rundgesetz VvVon 1875 Diese Formulıerungen gefielen
den orthodoxen Arabern gut, S1IC für alle Zukunft arın das Miındest-
mal ihrer orderungen ausgesprochen sahen

Die gesetzliche Regelung VOoNn 1938
Am ugus 1931 starb Patrıarch Damıanos olle 4 Jahre hındurch

konnte CiNe Neuwahl nıcht zustande kommen, da Patrıarchat und arabısche
Orthodoxie sich schroft gegenüberstanden Ersteres wollte die Wahl LUr
ach dem Grundgesetz von 1875 durchgeführt sehen; die letzteren erst
ach OTN: Abänderungen (Z bezüglıch der Aufnahme
die Bruderschaft VOoMINn Hl Grabe) Von beiden Seliten wurden u
Schritte beiım en KOommıssar tTernOomm:' Den Höhepunkt der Aus-
einandersetzungen stellte der Zweılite arabısche Kongreßß Jaffa No-
vember 1932 dar Man verlangte für dıe der Patriarchenwahl
CiH! Vertretung, welche dem Bevölkerungsanteıl entspräche, während den
orthodoxen Arabern bıslang 1UT Stimmen gegenüber griechischen
Stimmen zustanden.

Dieser Forderung gegenüber betonte dıe Synode, SIC onne während
der Sedisvakanz eine Neuerungen einführen. Und da S1C erkannte, da{fß
iNnanll C1HNCI Kınıgung kommen werde, wollte S1C einfach ZUT Wahl
schreıiten Daraufhıin appellıerten die orthodoxen Araber beim en
Gerichtshof. welcher der Berufung entsprach und mehrere Akte der

Synode für nichtig erklärte
Nun schaltete siıch der ohe Kommissar wieder und liefß für diese

Wahl CISCHCH Gesetzesentwurf ausarbeıiten (März p aber el
Parteien lehnten aD SO begnügte sıch der Hohe Kommıiıssar MI1 dem Erlafl

Einzelbestimmungen Zzu Grundgesetz Von 1875 und gab endliıch
Jahr spater nde Maı 1935 dıe Erlaubnis ZUT Vornahme der Wahl

Die orthodoxen Araber dieser Regelung unzuifrieden, daß
iıhr xekutiyvkomıiıtee jede Mitwirkung be1 der Wahl ablehnte So kam CSg

1935 1Ur die Bruderschaft VO HI rab ZUT des
Patrıarchen schritt

Zziuerte Bericht
18 Das 1ST der erster genannte und dann LLUTLXC als Report 1926
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1ederum wandten sich die orthodoxen Araber den Hohen Gerichtshof
und ersuchten die Erklärung der Nıchtigkeıt der Wahl Dieses
jedoch wurden S1e abgewilesen.

Nun hieß CS, die Bestätigung der Wahl durch die Regierung erlangen.
Da dıe Mandatsregierung hoffte, dafß zwischen dem LCUu erwählten

Patriarchen und der arabıiıschen Gemeinde eine Aussöhnung zustande
kommen werde, zögerte S1E jedoch die Bestätigung des Neuerwählten hinaus.
Es wurde Februar 1936 wieder eine Kommissıon eingesetzt, die
die Aussöhnung herbeiführen sollte ber die polıtische Lage ande
w1ie auch die versteifte der beiden Parteien leßen dıe Kommission
bald ihre Arbeit einstellen. Erst September 1939 erfolgte dıe Be-
stätigung.

Inzwischen atte die Mandatsregierung eine eUu«c gesetzlıche Regelung
erlassen1?®. Diese wollte das Grundgesetz vonl 1875 unangetastet lassen und
NUr die notwendigen Verbesserungen anbringen.

Die Regelung VvVoxn 1941
Da sıch weder die Griechen och dıe Araber befriedigt zeigten, wurde

1941 och einmal von der Mandatsregierung eine gesetzliche egelung
erlassen in 48 Artikeln?®

Wiıeder wurden dıe orthodoxenAraber daraufhın beım Hohen Kommissar
vorstellig und bedauerten, verschiedene Anregungen der Kommıssıon
Bertram-Young nıcht berücksichtigt worden selen. So

d. der Gemischte Rat soll MmMI1t Zzwel Drıitteln seiner Mitglieder beteiligt
se1n, WE ber die Absetzung eines Patrıarchen abgestimmt wIird.

dieser Gemischte Rat soll ZWEI1 Drıitteln aus Laıien bestehen. Die
der Geistliıchen soll 1Ur betragen. sah VOT. Geistliche und

Laıen  5  ° dasselbe
( die Summe, welche dem Gemischten Rat für die arabıische Gemeinde

ZUT Verfügung steht
Die strıttıgen DPunkte

Die Bezeichnung des Patriarchats als griechisch
Dem hellhörıgen Ohre wiıird das gegenselt1ige Verhältnis der beiden

Grundgesetze sofort deutlıch, WEeNnNn es blofß auf den 1ıte der beiden
esetfze achtet. Dieser lautet nämlıch jetzt: yGrundgesetz des griechischen
orthodoxen Patriarchats Jerusalem« Der Entwurf vVvoxnl 1957 hatte diesem
Titel bewußt das Wort ygriechisch« ausgelassen.

In diesem Kampf die Bezeichnung des Patriarchats vVvoxnl Jerusalem als
griechisch-orthodox oder blofß orthodox spiegeln sıch kristallklar die Ver-
hältnisse von Bevölkerungsanteil und Anteıl einflußreichen Ämtern

19 'Ihe Palestine (GGazette VO 15 Julı 1938, 798, 07-—24; OS d’Orient
(1938) 8-—21; Irenikon 19 (1939) 65 f Pantainos Lr. 50 und 51

Dokumente, welche sıch auf dıe HI Stätten und dıe Verwaltung der Kırche U“on

Ferusalem bezıiehen, 1n griechischer Sprache VO' Patriarchat veröffentlicht erusalem
423 —74
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wıeder. Nur e der Gläubigen des Patriıarchats 1st griechischer Natıo-
nalıtät21. Dennoch haben die Griechen alles der Hand der Patrıarch ist
Grieche; dıe Hl Synode sıch aus Griechen ZUSaMMCN , ast alle
Mitglieder der Bruderschaft VONN Hl Ta Sind Griechen; dıe Rıchter und
die Mitglieder der kirchlichen Gerichtshöfe sind Griechen; die oINzZzIielle
Sprache dieser Gerichtshöfe ist griechisch; die Besitzungen des Patriıarchats
und die frommen Stiftungen kommen weıithıin dem griechischem Klerus

USW.

Angesichts dieser Lage der Dinge kann INan 6S sehr gul verstehen, dafß
die »arabıische Gemeinmde« se1it angem sıch bemüht, die Bezeichnung ihres
Patriarchats als ygriechisch« USZUMETZE In der Tat atte auch die
Mandatsregierung diesem Begehren nachgegeben und das Wort ygriechisch«
nıcht

Wenn also die jordanısche Regierung des jJahrzehntelangen Kampfes
der yarabıschen Gemeinde« sıch dennoch dıe alte Überlieferung gehalten
hat, spricht S1E damıt ein klares yJa« den Bestrebungen der griechischen
Minderheıit.

Die Rechte des Patrıarchen
Die gleiche Eınstellung der jordanıschen Regjierung offenbart sıch, WC)

der Art. 3, 4 e des rundgesetzes Voxn 1958 bestimmt: » Der Patrıarch WIT'
alle Interessen der orthodoxen Gemeinde be1 der eglerung vertretfen«.
ew1 SInd die orthodoxen Araber damıt einverstanden, dafß der Patrıarch
als ihr kiırchlıches Oberhaupt sämtlıche relıg1ösen Belange be1 der Regierung
vertritt. Dagegen me1int die Fassung des 1ikels auch die bürgerlıchen
Interessen der gesamten orthodoxen Gemeinde Das scheint den orthodoxen
Arabern weılt gehen Denn ihren bürgerlichen Angelegenheıten
möchten S1e sich hıeber selbst vertreten, da der Patriarch WE auch
jJordanıscher Staatsbürger doch Von Natıon en Grieche 1St. In diesem
1INnNne hatte der arabıische Kongreß von Haıfa 1923 deutlichst formuliert:
»der Patriıarch soll nıcht das Recht haben, den arabıschen evölkerungs-
ante1ıl 1 polıtischen, wirtschaftliıchen der Verwaltungsbereich ohne
SCAT1L Genehmigung des Gemischten KRates 5 soll be1
olchen Handlungen vonxn Z7wWel Mitgliedern des Gemischten Rates begleitet
SCeIN.«

Der Gemischte Rat
eıt den agen, da der Kampf der yarabıischen Gemeinde« ihre

Rechte egann, gehört die Beteiligung der Laien den Aufgaben der
Patrıarchatsverwaltung den wesentlichsten Forderungen.

Als vorzüglıchstes te ZUT Verwirklıchung dieses Zieles gılt der
yGemischte Rat«, W- eine Körperschaft, welche sowohl daus Geistlichen
WIE Aaus Lajien usammeNgeSETZLT 1st

Zwar WTr der ersten gesetzlichen Regelung Vonll 1875 Von einem
olchen Gemischten Rat och keine ede

21 Vgl AÄAnm.
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ber bereıits die Vorschläge, welche der Patrıarch Hıerotheos och
gleichen Jahr S Verbesserung des rundgesetzes einreichte, sahen bereıits
ein Comite superieur VOT, welches sich AUus Mönchen, Weltpriestern und
La1ı1en zusammensetfzen sollte Ihr Aufgabenbereich sollte die orge für die
Schulen bılden freiliıch M1t Ausnahme der theologischen chule VOMM
Hl Kreuz und der karıtatıven Anstalten.

Indessen mußte 111all och die turbulenten Ereignisse der a  re 1907/8
abwarten, bıs dieser Gemischte Rat 1Ns Leben tretfen konnte Das rund-
gEeSEIZ Voxn 1910 hob diesen Gemischten Rat AUus der Taufe Er bestand A4us

Mönchen, welche VO Patriarchen bestimmt wurden, und AUS Laıien,
welche von den Gläubigen gewählt wurden. Bıs ZU Begınn des ersten
Weltkrieges konnte dieser Gemischte Kat 184 Sıtzungen en Dann
brachten dıe politischen Ereignisse seine Tätigkeit Erlıegen

Bezeichnend für selne ertung den ugen der kiırchlichen Behörde 1sSt
die Tatsache, dafß 1921 der ohe Kommissar siıch vergebens bemühte, auf
den damalıgen Patrıarchen Damıianos einen ruck Z Wiıederbelebung
dieses Gemischten Rates auszuüben. Um heftiger rhoben die VCOCI -
schiedenen arabischen orthodoxen Kongresse die Forderung ach Wıeder-
einführung dieses Gemischten Rates S1ie verlangten Zzwel Drittel?? der
itglieder. Die egelung Von 1938 sah Geistliche und Laıien VOTI, der
Entwurf Von 1957 Geistliche und Latlen. Das Grundgesetz vonl 1958
bestimmt (art 8) Geistliche und Laien; azu die Klausel, be1l Ab-
stımmungen weni1gstens Stimmen PIO« sein mussen. Also können
dıe Laıi1en insgesamt nie für sıch alleın den Klerus überstimmen.

Die Verwaltung der Einkünfte
Das eigentliche Interesse der orthodoxen Araber diesem Gemischten

Rat richtet sıch se1it jeher auf die Verwaltung der Eıiınkünfite des Patrıarchats.
Man machte nämlıch die Beobachtung, da{f3 für verschiedene Bedürfnisse,
wIie e für den Unterhalt des einheimıschen Klerus, nıcht genügend
orge wurde. Umgekehrt stellte 1114a fest, da{fi für Belange des
ygriechischen« Anteıls reichliche ZUT Verfügung standen. Deswegen
suchte 11141l ZU mindesten durch den Gemischten KRat eine Kontrolle ber
die erwaltung sämtlıcher Liegenschaften, Einkünfte un! anderer Ver-
mögen bekommen, vielleicht das Recht einer Eınsprache oder
Sal elIne unmıiıttelbare posıtive EinfÄußnahme auf die Ausgaben.

Das Grundgesetz VOIll 1958 trıfit folgende Regelung:
Von der Gesamtsumme der Einkünfte des Patriarchats wird ZUerSt und

VOT allen anderen Ausgaben die Summe von 200 Dınar WECSSCHOMNMUNCH.
Diese umme 1St für den örtlıchen Kat Vonl Jerusalem bestimmt. Damıiıt
sollen die jJährlıchen Sonderausgaben auch für Arme bestritten werden
(Mieten für Gebäude). Sollten diese Ausgaben geringer werden, darf der
örtlıche KRat das eld anderweıitig

22 1926, ppendix Demands of tne  aıJa CGongress, Forderung
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Von der Kestsumme der FEinkünfte wiıird en Drittel dem Gemischten
KRat ZUT Verfügung gestellt. Er mu{fß damıt bestreiten:

die orthodoxen olksschulen Unterhalt, Bezahlung der Lehrkräfte,
Eıinriıchtung vonl Schulen;

dıe orge für die Armen;
. die orge für dıe Kırchen VOTI lem auf dem Lande ihre Aus-

besserung, ıhre Ausschmückung.
Das übrıge eld steht dem Patriarchen zur Verfügung ZUT Bestreitung

seiner vielfältigen Ausgaben, WIe : Unterhalt der Geıistlıchen, auch der 1mM
Ruhestand lebenden, der Wıtwen, der theologıschen Schule, Bau von Kırchen
und Klöstern, karıtatıve Anstalten.

Bıs hıerhın stimmt das Grundgesetz Von 1958 miıt dem Entwurf von 1957
übereın. Letzterer atte darüber hinaus och vorgesehen, daß der Ge-
miıischte Kat und nıcht blofß der Patriarch in Verbindung MI1t der Hl
Synode das Gesamtbudget des Patriarchats aufstellen sollte Jetzt hat der
Gemischte KRat 1UT das Recht, das Von der Hl Synode aufgestellte Budget

prüfen. e1 steht ıhm 1U ZzwWel ällen das Recht eines Einspruchs Z
1. Wenn sich 1n der Verteilung Ungerechtigkeiten zeigen sollten. enn die
Summen, welche ZUT Verteilung kommen, nıcht genugen. Falls eine solche
Beanstandung erfolgt, ernennt der jordanısche Minıisterrat einen Fachmann,
welcher die aC untersucht und entscheidet. Damıiıt ist dem Gemischten
Rat eine wirksame Einflußßnahme auf das Finanzgebaren einzelnen und
auf die Zuwendung der Eıinkünfte für bestimmte Zwecke nıcht möglıch.

Die Regelungen VOll 1910 und 1938 sahen ußerdem och en
VOTI, ber welches der Gemischte Rat unbedingt verfügen haben sollte.
1910 000 aägyptische Pfund 1938 000 palästinensische Pfund
uch hiervon 1st jetzt völlıg abgesehen.

Der Kongreß VOLl Haıfa hatte 1923 die Forderung folgendermaßen
ormuhert »Der gemischte Rat wıird ber die Liegenschaften, die Waid,
die Schulen und die Kıirchen dieselben Befugnisse haben WIE der Von

Konstantinopel«.
Die Beteiligung der La1ien der Patriarchenwahl

Die Wahl des Patrıarchen erfolgt 1ın Tre1 tuien
Aufstellung der Liste der Wählbaren
Nach Bıillızung dieser Liste durch dıe Regierung Aufstellung eines

Dreiervorschlags.
des Patriıarchen auf Grund dieses Dreiervorschlags.

Da die drıtte E des Wahlvorgangs ausschließlich den Mitgliedern der
Synode zukommt und da aran auch nıchts andern möchte, geht
ber diese Befugnisse des Gemischten ates VO  3 Konstantinopel vgl Louis

Petit; Reglements geENEraAUX de ’ Eglıse orthodoxe Turquie. Le conseıl mıxte
Revue de L’Orıient chretien (18909) 7—4 Dort auch gute Angaben ber die

allgemeıine eschichte des Gemischten ates
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die Forderung der arabıschen Gemeinde dahın, wenigstens den beiden
ersten tuten des Wahlvorgangs stärker beteiligt werden. Das rund-
gEeSCLZ Vonl 1875 hatte ber das Wahlmännerkollegiıum ZUT Aufstellung der
Liste der Wählbaren bestimmt: ydıe Laien wählen für jede 1Öözese einen
verheıirateten Priester als iıhren Vertreter.« Die orthodoxen Araber wollen
jedoch, die Zusammensetzung des Wahlmännerkollegiums dem Be-
völkerungsverhältnıs entspricht (also nıcht blof3 12 Araber gegenüber

Griechen), und außerdem da{ß für die verheirateten Priester die Lajen-
mitglieder des Gemischten Kates einträten. So sah auch der Entwurf
VOll 1957 1im Art Z VOT. Das Grundgesetz Von 1958 kehrt dagegen

Z wieder der alten Form zurück, indem CS verordnet: die örtlıchen
Räte, welche VO Gemischten KRat ernannt sınd, wählen en jeder Je einen
verheirateten Priester ZUT Teilnahme der Aufstellung der Liste der
Wählbaren; der örtliıche Rat Von Jerusalem darf jedoch Zzwel verheıiratete
Priester entsenden ** Die Gesamtzahl der verheirateten Priester-Wahl-
manner darf nıcht übersteligen. Zu ihnen kommen die Mitglieder der
Hl Synode und die Bıschöfe, die nıcht ZIE Hl Synode gehören

Der nte: der Araber Bischofsamt
Der arabıische Kongreß VvVon Haıfa 19223 atte dıe orderung

ausgesprochen: »Die Metropolıiten Vomnl Transjordanıien, Nazareth, Beth-
lehem, Jaffa WEeNnNn das Kirchenrecht dıie Ernennung eines Metropolıten

dieser erlaubt und Akkon sollen Araber SCeIN.« Die Regelung
Von 1957 hatte sıch MT Zzwel Bischofs- oder Metropolitenstühlen begnügt
(Jerusalem und Amman), aber hinzugefügt, diese Ernennungen ollten
durch den Gemischten KRat bestätigt werden. Das C rundgesetz geht
och einen Schritt weiter zurück, WeNn bestimmt (Art 26) ımM Zeit-
1dUull VONll TEL ahren ach Inkrafttreten dieser gesetzlichen Regelung
mussen Zzwel Metropolıten oder Bischöfe geweiht se1n, welche jordanische
Araber Sind. Sogleich ach ihrer Bischofsweihe sind s1e ergänzende Mit-
glieder der Hl Synode«.

Dıie Absetzung des Patriıarchen
on dıe Kommissiıon Bertram-Y oung hatte be1 ihren Nachforschungen

erkannt, dieser heiklen rage die verheirateten Priester eigentlich
nıcht völlıg fre1ı 1in der Abgabe ihrer Stimme se1en, da sS1e unter der Autorıtät
der Synode stünden. Deshalb schlug dıe Kommissıon VOTL: ZUT Ab-
SCELIZUNgG eines Patriarchen sind Drittel der Stimmen der Laienmitgliıeder
des Gemischten Rates notwendig. Die Regelung voxnl 1957 hatte sich
Art 21 Z gleichen innn ausgesprochen. Das Grundgesetz von 1958

der Rat VOIll Jerusalem zwel Priester das Wahlkollegium ent-

senden darf, hat schon einen gewissen Vorläufer 1n der 'Tatsache, das Grund-
geSsSeTZ VON 1875 bestimmte, die Gläubigen VO':  - erusalem Zzwel Priester als Wahl-
manner das Kollegium Aufstellung des Dreiervorschlags entsenden dürfen.
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bestimmt jedoch DL »Die setzung des Patriıarchen mufß dıie Zu-
stımmung en
, von Zwel Drıiıtteln der Synode;

vonl Zzwel Drıtteln der verheirateten Priester, welche das eC haben
der des Patriarchen teilzunehmen.

Von einer FEinfiuißßnahme des Gemischten Rates 1st keine ede

eıtere Forderungen des arabıschen Kongresses VvVon Haıfa 19223

kein Dıakon oder Priester sol] angestellt werden ohne Zustimmung
des örtlıchen KRates der etr Piarrel.

alle örtlıchen Räte einer Eparchie werden der eines
Bıischofs teillnehmen Dieser wıird ach Stimmenmehrheit Der
Gemischte Kat soll die Wahl bıllıgen mussen.

jeder Geistliche, dessen Lebensführung den kirchlichen Gesetzen
zuwıderläuft, soll dem Gemischten KRat angezeigt werden. Dieser enNt-
scheıidet, ob ein Gerichtsverfahren eröffnet werden soll

Von diesen orderungen erscheint natürlıch nıichts rund-
SESECTZ, W1e ja auch nıcht den früheren Regelungen.

Die Aufnahme von Arabern 1n die Bruderschaft VO Trab

Der einfÄußreichste Kreıis orthodoxen Patrijarchat Von Jerusalem 1St
ohne jede rage die Bruderschaft VomIm Grabe?s Ursprünglıc. eın
Zusammenschlufß vVvon önchen ZUum Schutz der Hl Stätten und ZU
Dienst be1 ihnen, entwickelte S1e sıch se1it dem einer Schlüssel-
stellung: be1 lag die Leitung und Verwaltung des Patriarchats S1e tellte
die wichtigsten wıissenschaftlıchen Persönlichkeiten der theologıschen
chule VOIIl HI Kreuz?6 Angesichts dieser Entstehung und dieser Ent-
wickelung begreift 6S sıch NUur leicht, die Aufnahme diese Ge-
meinschaft 1U Griechen vorbehalten WAar.

Dagegen laufen die orthodoxen Araber selt Jahren Sturm
Hınzu kommt noch, dıie allgemeıne politische Lage ZUT olge hatte,

die der Mitglieder dieser Bruderschaft erschreckend ZUSaUaINMMCI-

schrumpite 1900 och 600; 1955 1Ur och rund Patrıarch,
Erzbischöfe, 26 Archimandriten, Protosynkelloi, Priestermönche,
Mönchsdiakone, andere Mönche) ährend der Grabkirche

früher Mönche Diensten standen, 1957 NUr och acht Man
schlug deswegen schon VOIy, der griechische Muiınister für Erziehung und
Kultus sollte alle Jungen Geistlichen verpflichten, Dıs re den
Hl Stätten Dienst

Vgl die umfangreichen Darlegungen nternal Regulatıons of the Confrater-
nıty of the Holy Sepulchre ONa Appendix Report 1926, 1—72

26 Vgl Montmasson, 1 Ecole theolog1que de Sainte-Cro1ix da Ferusalem Echos
d’Orient (1908) 27—35; Xp ILumruöOTOovLAOG, H LEPC LLOVY TOUVU 2T%UuPpOU XL SV
LÖTY, ÜEoAOYLXY) SYOM erusalem
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Nun ist dieses Monopol der Aufnahme vVvonl Nur-Griechen gebrochen.
Denn der Art 28, des Grundgesetzes bestimmt: »Der Patriarch
soll 1in Verbindung mi1t der Synode eiINe passende nzahl VoNn Mit-
gliedern AaUus der arabıischen orthodoxen Gemeinde des Patriarchats nehmen,
sofern S1e dıe erforderlichen Eigenschaften besitzen«. Im gleichen
Sınn hatten sıch auch schon die egelungen Vomnl 1957 und 1938 DG
sprochen. Nur der Kongreß Von Haıfa 19223 Wr auch hier weılt übers
1e] hinausgeschossen, WC forderte: »Jeder Nıcht-Araber annn 1Ur

miI1t Zustimmung des Gemischten Rates ZUM Mönchspriester dieser Bruder-
schaft geweıiht werden.«

Von einer Wiıedereröffnung der theologischen Schule VO Hl Kreuz,
von der oft schon dıe ede SCWESCH 1st, Sagt das euec Grundgesetz
aber nıchts

Die Regelung von 1957 sah och folgende Sanktıon VOTLT. » Wenn eine der
beiden Parteien der Patrıarch, der Patriarchatsverweser, die Hl
Synode, die Bruderschaft VO Hl rab einerselits der der Gemischte
KRat anderse1ıts sich weıigert der eine Handlung S  $ welche gee1gnet
wäre, der Durchführung der Bestimmungen dieser gesetzliıchen egelung
oder auch 1Ur einer einzelnen seiner Verordnungen, Hindernisse be-
reiten, dann hat der jordanısche Miniısterrat das Recht, erüber einen
rla{ß veröffentliıchen und ein Komitee ETINCNNCH, welches die finan-
Zz1ielle Verwaltung eingeschlossen die Verwaltung der wagf und der
Liegenschaften, welche dem Patrıarchat gehören, die Aufstellung der
notwendiıgen Budgets und iıhre Biıllızung, die Einnahmen Aaus (sütern und
Eınkünften, die Ausgaben für Kırchen und Klöster und alle anderen Auf-
gaben sicherstellen wIrd.

Dieses Komitee wıird die Rechnungen des Patriarchats prüfen und alle
notwendigen Muiıttel ergreiıfen ZUT finanziellen Verwaltung des Patriarchats
gemäß den Bestimmungen dieser gesetzlıchen Regelung; und das, bıs die
beiden Parteien sıch azu bequemen, sich gegenselt1g helfen, sich den
Bestimmungen der gesetzlichen Regelung unterwerfen und ZUr AÄAus-
führung bringen« 32)

Das Cu«c Grundgesetz ennt diesen Artikel nıcht Es also 1n beide
Parteien das Vertrauen auf gegenseltiges Entgegenkommen

Angesıichts dieser vergleichenden NtersucCchung kann verstehen,
die orthodoxen Araber das Cur Grundgesetz nıcht gerade mı1t Begeisterung
aufgenommen haben War doch iıhre Hauptforderung ach größerer aktıver
Teilnahme der kiırchlichen Verwaltung nıcht erfüllt Indessen WAar das
Exekutivkomitee klug SCHUS, vorläufig Zurückhaltung ben und diese
Regelung als einen ersten Schritt auf dem Wege erstrebten Zielen

betrachten.


